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Dritte Runde der Genfer Abrüstungsgespräche 
Genf (AP) In Genf hat am Donnerstag nach zweimonatiger Pause die dritte Runde der 
Rüstungskontrollgespräche zwischen den Vereinigten Staaten und der Sowjetunion 
begonnen. Die beiden Delegationen trafen sich um 11.00 Uhr in der Genfer UNO-
Mission der USA. Nach den Worten beider Delegationschefs kommt den Gesprächen 
angesichts der f ü r  November vorgesehenen Begegnung des US-Präsidenten Ronald 
Reagan und dem sowjetischen Parteichef Michail Gorbatschos besondere Bedeutung 
zu. Der sowjetische Chefunterhändler Viktor Karpow (links) sagte zu Beginn der 
Gespräche, ein Erfolg der neuen Verhandlungsrunde hänge von den Vereinigten 
Staaten ab. US-Delegationsleiter Max Kampelman (rechts) sagte vor Journalisten, Ziel 
dieser Runde sei «eine Übereinkunft und Stabilität». Bei ihrer Ankunft  in der Schweiz 
Anfang der Woche hatten sie die Delegationsleiter gegenseitig vorgeworfen, Fortschritte 
bei der Begrenzung der atomaren Rüstung zu verhindern. Das erste Gespräch der 
dritten Verhandlungsrunde dauerte zwei Stunden. Über den Inhalt der Unterredung 
verlautete nichts. Auch wurde nicht mitgeteilt, wann die Gespräche fortgesetzt werden. 

Belagerungszustand in Bolivien 
Nächtliches Ausgehverbot - Führende Gewerkschafter in Haft 

L a  Paz (AP) In ihrem Kampf mit den 
Gewerkschaften hat die bolivianische Re
gierung am Donnerstag den Belagerungs
zustand ausgerufen und mehrere hohe 
Gewerkschaftsfunktionäre festnehmen 
lassen. Der Belagerungszustand wurde 
für vorerst 90 Tage über ganz Bolivien 
verhängt, um einen seit 16 Tagen andau
ernden Generalstreik zu beenden. Die 
Regierung verhängte ein von Mitternacht 
bis 06.00 Uhr früh geltendes nächtliches 
Ausgehverbot. Unter den festgenomme
nen Gewerkschaftern befindet sich auch 
der Vorsitzende des Gewerkschaftsdach
verbandes COB, Juan Lechin. 

Einheiten der Streitkräfte besetzten in 
La Paz wichtige Plätze, den Gewerk
schaftssender sowie sechs Versammlungs
räume der Gewerkschaft, in denen Ge
werkschaftsmitglieder in den letzten Ta
gen einen Hungerstreik zur Durchsetzung 
ihrer Forderungen veranstaltet hatten. 
Auch vor dem Präsidentenpalast und an
deren  Regierungsgebäuden fuhren Pan
zer auf. 

Lechin wurde von Augenzeugen gese
hen, wie e r  vor dem Innenministerium 
von Polizisten zu einem Auto gebracht 
wurde, das mit ihm davonfuhr. Ein Luft
waffenoffizier am Flughafen von La Pa2 
erklärte, er habe gesehen, wie einige der 

Motorfahrzeugstatistik August: 

159 neue Fahrzeuge 
Die Zahl der Motorfahrzeuge in unse

rem Land nimmt weiter zu. Nach der vom 
Amt für Volkswirtschaft veröffentlichten 
Motorfahrzeugstatistik wurden im Au
gust insgesamt 159 (124) neue Fahrzeuge 
in Verkehr gesetzt. 

In den Monaten Januar bis August 
1985 wurden gesamthaft 1687 (1645) 
Fahrzeuge erstmals immatrikuliert. Im 
Vergleich zum Vorjahr bedeutet dies eine 
Zunahme um 2,6 Prozent. 

Von den 159 im August in Verkehr 
gesetzten Fahrzeugen waren 124 (90) Per
sonenwagen, 10 (7) Last- und Lieferwa
gen, 12 (13) Motorräder, 2 (1) landwirt
schaftliche Traktoren und 11 (10) An
hänger. 

festgenommenen Gewerkschaftsführer in 
ein Flugzeug gebracht worden seien, das 
kurz danach zu einem Flug mit unbe
kanntem Ziel gestartet sei. 

Das Gesetz über den Belagerungszu
stand gibt den Behörden das Recht, Ge
fangene in die Verbannung zu schicken. 
Auf Wunsch können sie auch verlangen, 
ins Exil in ein Land ihrer Wahl gebracht 
zu werden. 

Widerstand gegen Sparprogramm 
Die überraschende Ausrufung des Be

lagerungszustandes erfolgte kurz nach
dem Vertreter der Regierung in der 
Nacht zum Donnerstag mit Gewerk
schaftsführern über Möglichkeiten zur 
Beendigung des Streiks verhandelt hat
ten. Ein Mitarbeiter des Präsidenten teil
te mit, die Regierung habe angeboten, 
440 streikende — und deshalb entlassene 
— Angestellte der Zentralbank wieder 
einzustellen und 16 inhaftierte Streikfüh
rer freizulassen. Hunderte Bolivianer 
hatten sich zuletzt dem Hungerstreik von 
18 Gewerkschaftsführern angeschlossen. 

In La Paz hatte es geheissen, die Regie
rung verlange das Ende von Streik und 
Hungerstreik und die Aufnahme von 
Verhandlungen über das Sparprogramm. 
Die Gewerkschafter weigerten sich je
doch offenbar, die Vorschläge der Regie
rung sofort anzunehmen und verwiesen 
darauf, dass erst ein 200 Mann starker 
Gewerkschaftsausschuss über die Vor
schläge abstimmen müsse. Der Ausschuss 
sollte Donnerstag tagen. Ein kommuni
stischer Abgeordneter bezeichnete das 
Insistieren der Regierung auf eine soforti
ge Entscheidung als ein Manöver, um zu 
zeigen, dass ein Abkommen mit der Ge
werkschaft unmöglich sei und sich so 
einen Vorwand für die Notstandsmass-
nahmen zu schaffen. 

Anlass für den Streik war Widerstand 
gegen Pläne des Präsidenten Victor Paz 
Estenssoro, die Finanzen Boliviens mit 
rigorosen Massnahmen zu sanieren. Paz 
hatte sein Sparprogramm vier Wochen 
nach seinem Amtsantritt am 6. August 
verkündet. Es bedeutet, dass Lebensmit
tel und Benzin nicht mehr subventioniert 
und damit teurer werden. Ausserdem-soll 
es Abstriche am Kündigungsschutz 
geben. 

Schwindet das Vertrauen in die politischen Parteien? 
Immer mehr Bürgerinnen und Bürger stellen sich die Frage nach der Notwendigkeit neuer Parteien 

Nicht mehr alle Bürgerinnen und Bür
ger in unserem Land sind der Ansicht, 
dass die beiden politischen Parteien -
Fortschrittliche Bürgerpartei (FBP) und 
Vaterländische Union (VU) - in der poli
tischen Landschaft genügen. Das Zwei
parteiensystem wird, dies geht aus der 
FBP-Umfrage zu aktuellen Problemen in 
unserem Staat deutlich hervor, von einem 
erheblichen Teil der Bevölkerung mit kri
tischen Blicken betrachtet. Für die Par
teien gleicht diese Stimmung einem Auf
trag, ihre Struktur zu überdenken, um 
vermehrt auch den kritischen Bürgerin
nen und Bürgern Platz zu gewähren. 

Beide Parteien in unserem Land be
zeichnen sich als Volksparteien, die allen 
Bevölkerungsgruppen und Bevölkerungs
schichten offen gegenüber stehen und in 
denen eigentlich alle Bürgerinnen und 
Bürger eine politische Heimat finden 
könnten. Die Unterscheidung der zwei 
im Landtag und in der Regierung vertre
tenen Parteien ergibt sich einerseits vor 
allem aus der geschichtlichen Entwick
lung, anderseits aber aus der unterschied
lichen Akzentsetzung bei aktuellen Fra
gen und Problemen. Ideologische Unter
schiede sind kaum vorhanden, da sich 
beide Parteien zu den verfassungsmässi
gen Grundsätzen bekennen, christliche 
Grundwerte hochhalten und zu unserem 
Staatswesen stehen. 

Der Ruf nach einer oder mehreren Par
teien, die als Alternative zu den beste
henden politischen Gruppierungen ge
gründet werden sollten, ist in den letzten 
Jahren verschiedentlich in öffentlichen 
Diskussionen angetönt oder gefordert 
worden. Die FBP stellte deshalb in ihrer 
Umfrage vom FrühjaHr >1985 die Frage 
nach dem Bedürfnis neuer politischer 
Parteien. Nach dem Umfrage-Ergebnis 
haben zwar 53,7 Prozent die Frage nach 
der Notwendigkeit neuer politischer Par
teien verneint, doch beinahe die Hälfte 
der Befragten hat diesem Thema gegen
über eine differenzierte Meinung. So er
achteten 19,6 Prozent - also rund ein 
Fünftel der Befragten - die Gründung 
neuer Parteien als «sehr wichtig», und 

immerhin noch 10,9 Prozent als «wich
tig». Nur 15,7 Prozent stufen die Forde
rung nach neuen politischen Gruppierun
gen als «unbedeutend» ein. 

In den zusätzlichen Antworten der Be
fragten tauchte-immer wieder der Begriff 
von mangelndem Vertrauen der Bürge
rinnen und Bürger in die Verantwortli
chen der heutigen Politik in unserem 
Lande auf. Dieser Vorwurf trifft zwar die 
Mehrheitspartei direkter und in erster Li
nie, doch muss er auch die Minderheits
partei als Koalitionspartner in der Regie
rung ebenso hellhörig machen. Die Ant
worten ergaben aber auch, dass sich vor 
allem die Jugend und der Kreis der Um
weltschützer in den beiden traditionellen 
Parteien nicht heimisch fühlen. 

Im Umfrage-Ergebnis tönt auch der 
Umstand an, dass sich viele Bürgerinnen 
und Bürger nicht mehr der einen oder 
anderen Partei zugehörig fühlen, sondern 
sich frei von allen Parteizwängen selbst 
entscheiden wollen. Auf  der anderen Sei
te steht die Forderung nach einer Alter
native zu den traditionellen Parteien, also 
ein Suchen nach weiteren Möglichkeiten, 

sich politisch zu betätigen. Der Vertrau
ensschwund in die traditionellen Parteien 
zeigt sich nicht nur in unserem Land, 
sondern auch - oder vor allem - im Aus
land. Das Suchen nach Alternativen, vor
wiegend im Umweltschutzbereich, führte 
zur Bildung der «grünen» Parteien und 
Gruppierungen in den umliegenden Staa
ten, zu Bewegungen, die eine Vielzahl 
von alternativ denkenden, aber auch be
sorgten Bürgern anzogen. 

Wie weit in unserem Land die Nachfra
ge nach einer derartigen Bewegung vor
handen ist, lässt sich nach der FBP-Um-
frage nicht schlüssig beantworten. Doch 
wird der «grünen Bewegung» eine be
achtliche Bedeutung beigemessen. Für 
die Parteien in unserem Land stellt sich 
damit die Herausforderung, auch diese 
Minderheitsgruppierungen vernehmli
cher zu Wort kommen zu lassen oder zu 
versuchen, deren Anliegen vermehrt in 
die Partei zu integrieren. 

Von entscheidender Bedeutung aber 
wird sein, wie das angeschlagene Ver
trauensverhältnis in die bestehenden poli
tischen Parteien wieder hergestellt wer
den kann. (G.M.)  

US-83-Abgasnormen auch für uns 
Die Regierung wird den schweizerischen Beschluss in Kraft setzen 

Die amerikanischen Abgasnormen, all
gemein unter dem Begriff US-83-Abgas-
norm bekannt, werden in unserem Land 
auf den 1. Oktober 1987 in Kraft gesetzt. 
Der schweizerische Bundesrat hat einen 
entsprechenden Beschluss anfangs dieser 
Woche gefasst, der aufgrund des Gleich
heitsprinzips im schweizerisch-Hechten-
steinischen Wirtschaftsraum auch für un
ser Gebiet in Kraft gesetzt wird. Die Re
gierung wird sich in den nächsten Wo
chen mit der Herausgabe einer entspre
chenden Verordnung damit beschäftigen. 

Der Beschluss, die US-SS-Abgasnor
men einzuführen, geht auf die Absichts-

Fortschritte bei der Kompostierung 
Konkrete Massnahmen zum Abbau organischer Abfälle 

Organische Abfälle sollen in Zukunft 
anstatt verbrannt oder deponiert ver
mehrt zu Kompost verarbeitet werden. 
Dieser Grundsatz ist im Konzept für Ab
fallbewirtschaftung der Gemeinden und 
des Landes festgelegt. Dadurch soll 
einerseits die zur Verbrennung oder De
ponie gelangende Abfallmenge reduziert 
und andererseits wertvoller Humus ge
wonnen werden. 

In dieser Richtung wurden im Laufe 

dieses Jahres bereits konkrete Massnah
men durchgeführt. 
• So wurde von den Gemeinden im Lau
fe des Jahres eine Aktion durchgeführt 
bei welcher z.B. Kompostgitter von den 
einzelnen Haushalten verbilligt ange
schafft werden können. Weiter sind in 
den Gemeinden Beratungen über Her
stellung und Verwendung von Kompost 
im privaten Bereich im Gang. In jeder 

(Fortsetzung auf  Seite 2)  

erklärung unseres Landes zurück, die 
amerikanischen Abgasnormen möglichst 
rasch einzuführen. Die Absichtserklä
rung war von Regierungsrat Anton Ger
ner an der Stockholmer Ministerkonfe
renz im Juli dieses Jahres abgegeben wor
den, der zusammen mit Dänemark, Finn
land. Kanada, Norwegen, Österreich. 
Schweden und der Schweiz ein entspre
chendes Protokoll unterzeichnete. Mit 
Österreich und der Schweiz wird sich 
nach diesem Schritt unser Land an der 
Spitze der europäischen Länder befin
den. die sich um Verbesserungen der 
Luftqualität durch verschiedene Mass
nahmen bemühen. 

Nach dem schweizerischen Beschluss 
gelten die neuen Vorschriften für Perso
nenwagen mit Benzin- oder Dieselmoto
ren bis zu einem Gesamtgewicht von 3500 
Kilogramm. Für Lieferwagen, Kleinbusse 
und leichte Sattelschlepper bis zum glei
chen Gesamtgewicht sollen die US-Gren
zwerte ab 1. Oktober 1988 Gültigkeit ha
ben. Nicht erfasst sind damit die schwe
ren Lastwagen, die Motorräder und Mo
torfahrräder, da sich die US-Abgaswerte 
vorerst nur mit Katalysatoren erreichen 
lassen. 

Eindrücklich wurde gestern in Bendern demonstriert, wie das z u  kompostierende 
Material zerkleinert und z u  einer neuen Kompostmiete aufgehäuft wird. Unsere 
Aufnahme zeigt das mobile Zerkleinerungsgerät, das mit dem Material der alten 
.Kompostmiete (im Vordergrund) gefüllt wird. 

Heute im Vaduzer Saal: 

100-Jahr-Feier des 
Bauernverbandes 

Heute abend begeht der Liech
tensteiner Bauernverband mit 
einem Festakt im Vaduzer Saal sein 
hundertjähriges Bestehen. Gegrün
det am 19. Juli 1985 in der Schloss
wirtschaft Vaduz als landwirtschaft
licher Verein, hat sich diese Organi
sation um die liechtensteinische 
Landwirtschaft grosse Verdienste 
erworben und ist aus dem wirt
schaftlichen Geschehen unseres 
Landes nicht mehr wegzudenken. 

Neben dem Durchlauchten Für
stenpaar erwartet der Bauernver
band zu dieser Feier den Landtags
präsidenten und weitere Mitglieder 
des Landtages, die Fürstliche Re
gierung, Vertreter aus der Wirt
schaft und zahlreiche Gäste aus der 
Schweiz sowie die Mitglieder der 
Vereinigung. 

Wir wünschen dem Bauernver-, 
band schöne Feierstunden und heis-
sen die Gäste aus nah und fern in 
Vaduz herzlich willkommen. 


